
 
An das  
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 
1017 Wien 
 
 

Greifenburg, am 30.10.2007 
 
 
 
Stellungnahme zum Begutachtungsentwurf BMF-040402/0008-III/5/2007, insbesondere 
zu § 25 Abs 13 BWG (Liquiditätsreserve) und § 28a Abs 3 und 4 („Fit and Proper Test“) 
     
Sehr geehrte Damen und Herren!  
 
Bevor wir inhaltlich zum Begutachtungsentwurf Stellung nehmen, erlauben wir uns, auf 
Folgendes hinzuweisen. 
 

1) Der Förderungsverein der Primärbanken repräsentiert 85 Primärbanken im Genos-
senschafts- und Sparkassensektor mit einer Bilanzsumme von € 16,8 Milliarden.  

 
2) Aufgrund des § 25 Abs 13 BWG in der geltenden Fassung sind in Österreich be-

stimmte Kreditinstitute verpflichtet, bei ihrem „Zentralinstitut“ eine Liquiditätsre-
serve bis zu 14% aller Euro-Einlagen zu halten. Wegen der aus § 25 Abs 13 BWG 
resultierenden Benachteiligung der Primärbanken, erhob der Förderungsverein 
2001 Beschwerde bei der Kommission der Europäischen Gemeinschaften. Die 
Kommission erklärte am 19.10.2004 in einer Presseaussendung: „ [...] Nach An-
sicht der Kommission stellt eine Bestimmung des österreichischen Bankgesetzes, 
nach der Primärbanken, die mit einem gemeinsamen Zentralinstitut verbunden 
sind, einen Teil ihrer Liquidität bei diesem halten müssen, eine unverhältnismäßi-
ge und ungerechtfertigte Beschränkung des freien Kapitalverkehrs dar.“  

 
Wegen des Verstoßes gegen die Verpflichtung nach Artikel 56 Absatz 1 EG, hat die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften am 20.6.2006 Klage gegen die Re-
publik Österreich eingereicht. Das Verfahren ist beim Gerichtshof der Europäi-
schen Gemeinschaften anhängig (Rechtssache C-270/06). 

 
3) Bezug nehmend auf die Stellungnahme zur Finanzmarktaufsichtsreform 2007 der 

Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ), Bundessparte Bank und Versicherung, vom 
24.10.2007 zum vorliegenden Änderungsentwurf teilen wir mit, dass dieser den 
betroffenen Primärbanken nicht oder zu spät zur Verfügung gestellt wurde. Übli-
cherweise leitet die WKÖ Gesetzesvorschläge über die Fachverbände an ihre Mit-
glieder zur Stellungnahme weiter. Der vorliegende Gesetzesentwurf wurde nicht 
an alle Mitgliedsbanken oder zu spät weitergeleitet. Bei den im Vorfeld abgegebe-
nen Stellungnahmen der Fachverbände kann daher nicht von einvernehmlichen 
Stellungnahmen ausgegangen werden und folgedessen kann auch von der WKÖ in 
der Stellungnahme vom 24.10.2007 nicht von Stellungnahmen „im Einvernehmen 
mit allen Verbänden“ gesprochen werden. 
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§ 25 Abs 13 BWG ist ersatzlos zu streichen. Auch die vorgeschlagene Fassung 
der Bestimmung widerspricht dem Gemeinschaftsrecht und steht den Interes-
sen der Primärbanken diametral entgegen.  

Begründung in Stichworten: 
 

• Die in Frage stehende Vorschrift des BWG ist weder aus den in Artikel 58 EG ge-
nannten Gründen, noch aus Gründen des Verbraucherschutzes oder aus anderen 
zwingenden Gründen oder Erfordernissen des Allgemeininteresses zu rechtferti-
gen. Diese Regelung hindert die Primärbanken, ihre Liquiditätsreserve im Interes-
se ihrer Kunden rentabler anzulegen.               

 
• Gemäß Art 56 Abs 1 EG sind alle nationalen Regelungen verboten, die den Kapi-

talverkehr unter den Mitgliedsstaaten beschränken. 
 

• In Österreich bestehen bereits (wie auch in den übrigen Staaten der EU), ausrei-
chende gesetzliche Regelungen zur Liquiditätssicherung, die für alle Banken An-
wendung finden. Die Regelung des § 25 Abs 13 BWG ist eine österreichische Son-
derregelung.  

 
• Wie die Kommission ausdrücklich festgehalten hat, bestehen keinerlei Anhalts-

punkte dafür, dass die Insolvenz einzelner Primärbanken zwingend eine Kettenre-
aktion nach sich ziehen, und einen Ansturm auf die Spareinlagen anderer Primär-
banken des Sektors verursachen würde.  

 
• Dieses Katastrophenszenario ist schon deshalb nicht überzeugend, da vergleichba-

re Systeme in anderen Mitgliedstaaten ohne gesetzliche Zwangseinlagen aus-
kommen und seit vielen Jahren stabil funktionieren. 

 
• Der vorliegende Entwurf zu § 25 Abs 13 BWG berücksichtigt die Einwände der 

Kommission nicht bzw. nicht ausreichend (siehe dazu insbesondere die Erläuter-
ungen zum Gesetzesentwurf und die Klagsschrift der Kommission im Anhang). 

 
• Die Kommission hat sich jedenfalls wegen der Erwähnung eines Liquiditäts-

Reserve-Verbundes in Art 48 Abs 7 lit n RL 2000/12/EG nicht von einer Klage ge-
gen die Republik Österreich abbringen lassen. 

 
• Die Neuregelung bestimmt, dass die Modalitäten der konkreten Leistungsbezie-

hungen zwischen dem die Liquiditäts-Reserve haltenden Kreditinstitut und den üb-
rigen, am Liquiditätsverbund teilnehmenden Kreditinstituten vertraglich oder sta-
tutarisch zu regeln sind. In dieser Form ist dies aber einerseits ein bedenklicher 
Eingriff in die zivilrechtliche Privatautonomie und erscheint diese Regelung ande-
rerseits so undeterminiert, dass sie sinnlos ist.  

 
Ausführliche Begründung: 

 1)     Die vorgeschlagene Fassung des § 25 Abs 13 BWG (Liquiditätsreserve bzw. Li-
Reserve) unterscheidet sich von der bisherigen Fassung in 2 Punkten. Die Ausnahme für 
„große“ Kreditinstitute wurde fallen gelassen. Damit müssen nun alle einem Zentralinsti-
tut angeschlossenen Kreditinstitute die gesetzlichen Liquiditätsreserveregelungen anwen-
den. Die zweite Neuerung betrifft die Möglichkeit solcher einem Zentralinstitut ange-
schlossenen Kreditinstitute, den Liquiditätsausgleich nicht nur beim Zentralinstitut durch-
führen zu lassen, sondern ein anderes Kreditinstitut in einem EU-Mitgliedsstaat zu wäh-
len. Näher ausgeführt sind nun im Gesetz die Beziehungen zwischen den einzelnen Kre-
ditinstituten und dem Zentral- oder sonstigen Institut im Bezug auf die Li-Reserve. Dem 
gegenüber bleibt das Ausmaß der zu haltenden Li-Reserve unverändert.  
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2)     In den Erläuternden Bemerkungen (EB) zum Entwurf wird ausgeführt, dass die Ände-
rung institutionelle Alternativen für das Halten liquider Mittel ermöglichen soll. Eine Absa-
ge wird einem System der gegenseitigen Verpflichtung zur Hilfeleistung mit der Begrün-
dung erteilt, dass ein solches System im Abstimmungsmodus zu komplex wäre bzw. die 
Führung eines Rechtsstreites bei Bedarf einer Liquiditätshilfe kontraproduktiv sei, wes-
halb es innerhalb eines Liquiditätsverbundes immer nur ein Institut geben dürfe, bei dem 
die liquiden Mittel zu halten sind. Die EB weisen auch darauf hin, dass dem Stabilitätser-
fordernis auch dadurch Rechung getragen werden kann, dass das Halten und die Bereit-
stellung liquider Mittel von den Kreditinstituten selbst organisiert wird. Von einem opt-out 
einer individuellen Primärbank ist aber im Gesetzestext nicht die Rede. Jedes Kreditinsti-
tut, das einem Zentralinstitut angeschlossen ist, hat – anders als sonstige Kreditinstitute 
– an einem System des gemeinsamen Liquiditätsausgleichs teilzunehmen. Es ist daher 
nicht so, dass ein einzelnes Kreditinstitut im Sektor beschließen kann, keinem Li-
Reservesystem anzugehören. Andererseits schreibt das Gesetz nicht vor, dass sich al-
le Primärbanken eines Bundeslandes bei demselben Kreditinstitut anschließen müssen. 

3)     Aus Pkt 2. ergibt sich, dass sich das System der Li-Reserve für die sektoralen Banken 
dem Grunde nach nicht geändert hat. Es besteht weiterhin eine Verpflichtung zur Haltung 
von – nicht unerheblichen – flüssigen Mitteln bei Dritten. Vorweg sei klar gestellt, dass 
nach den EB die Anpassung der Bestimmung die Bedenken der Kommission in Hinblick 
auf die Kapitalverkehrsfreiheit ausräumen soll und es wird in diesem Zusammenhang zur 
Rechtfertigung der weiterhin bestehenden Verpflichtung zur Reservehaltung liquider Mit-
tel auf Art 113 Abs 3 lit n der RL 2006/48/EG verwiesen. Der Verweis entpuppt sich als 
inhaltlich wertlos: Art 113 Abs 3 lit n der RL 2006/48/EG entspricht (mit einer unwesent-
lichen Ausnahme) exakt der Vorgängerbestimmung in der RL 2000/12/EG, nämlich Art 
48 Abs 7 lit n. Diese Bestimmung regelt jedoch die Solvabilität und ermöglicht es den 
Mitgliedsstaaten, Forderungen von Kreditinstituten gegen regionale oder nationale (bzw. 
nach der neuen RL) Zentralkreditinstitute im Rahmen einer Li-Reserve, von den Solvabili-
tätsberechnungen auszunehmen. Diese Bestimmungen sagen aber nichts darüber aus, ob 
eine Li-Reservehaltung in der Form des § 25 Abs 13 BWG zwingend vorzuschreiben ist. 
Die Solvabilitätsbestimmungen würden daher auch bei einem freiwilligen Li-
Reservesystem zur Anwendung kommen. Sie setzen daher ein verpflichtendes Li-
Reserve-System wie in § 25 Abs 13 BWG gerade nicht voraus. Mit anderen Worten: Aus 
der neuen Richtlinie 2006/48/EG ergibt sich keine Rechtfertigung für § 25 Abs 13 BWG, 
die nicht bereits in den alten Gemeinschaftsrichtlinien enthalten gewesen wäre. Die 
Kommission hat sich jedenfalls wegen der Erwähnung eines Li-Reserve-Verbundes in Art 
48 Abs 7 lit n RL 2000/12/EG nicht von ihrer Klage gegen die Republik Österreich abbrin-
gen lassen. 

4)     Die neue Regelung in § 25 Abs 13 BWG räumt die inhaltlichen Bedenken der Kom-
mission zur Beeinträchtigung der Kapitalverkehrsfreiheit gemäß Art 58 EG nicht aus.  

a.      In einem ersten Schritt unterstellen wir, dass die Primärbanken zwar ein auch im 
Ausland gelegenes Institut mit der Li-Reservehaltung betrauen dürfen, dies jedoch nur 
kollektiv tun dürfen. Konkret, nur wenn alle Primärbanken im Raiffeisenverbund eine aus-
ländische Bank wählen (oder sich statutarisch dazu verpflichten), erfüllen sie § 25 Abs 13 
BWG nF. Die Möglichkeit der kollektiven Veranlagung im Ausland erfüllt zwar die Forde-
rung der Kommission nach der Möglichkeit zur grenzüberschreitenden Anlage der Mittel 
insgesamt, rechtfertigt aber nach Ansicht der Kommission nicht den Zwang der individu-
ellen Primärbank, ihre Mittel zur Liquiditätssicherung dort anzulegen, wo dies sektoral 
festgelegt wurde. Die Kapitalverkehrsfreiheit schützt nämlich die individuelle Bank und 
nicht etwa nur einen Sektor insgesamt. Die Kommission hat ausdrücklich festgehalten, 
dass keinerlei Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Insolvenz einzelner Primärbanken 
zwingend eine Kettenreaktion nach sich ziehen, und einen Ansturm auf die Spareinlagen 
anderer Primärbanken des Sektors verursachen würde. Sie verweist hier auf vergleichba-
re Systeme in anderen Mitgliedsstaaten, die ohne gesetzliche Zwangseinlage auskommen 
und seit vielen Jahrzehnten stabil funktionieren, ohne dass es dort zu serienmäßigen 
Bankzusammenbrüchen gekommen wäre. Aus der Sicht der einzelnen Primärbank bleibt 
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daher trotz der Neuregelung die Kapitalverkehrsfreiheit unzulässig beschränkt. Daraus 
folgt, dass eine kollektive (alle einem Zentralinstitut angeschlossenen Kreditinstitute er-
fassende) Verpflichtung zur Haltung einer Li-Reserve bei einer bestimmten Bank im In-
land oder Ausland die Kapitalverkehrsfreiheit der individuellen Bank unzulässig ein-
schränkt. 

b.      Der Wortlaut des § 25 Abs 13 BWG nF ist aber auch einer gemeinschaftsrechtskon-
formen Auslegung dahingehend zugänglich, dass jede Primärbank selbst entscheiden 
kann, welche Bank sie mit ihrer Liquiditätssicherung beauftragt. Das entspricht zwar 
möglicherweise nicht dem Sinn von § 25 Abs 13 BWG nF, das von „den übrigen am Liqui-
ditätsverbund teilnehmenden Kreditinstituten“, von „der Versorgung der angeschlossenen 
Kreditinstitute mit Liquidität im Bedarfsfall“ bzw. von der „Willensbildung, insbesondere 
die Beschlusserfordernisse, bei den entsprechenden Entscheidungen“ spricht, wäre aber 
vom Wortlaut der Bestimmung (gerade noch) gedeckt. Im Ergebnis würde dies dazu füh-
ren, dass jede Primärbank mit einer anderen Bank eine Vereinbarung abschließen kann, 
wonach diese Bank dafür Sorge tragen muss, dass im Fall der Illiquidität Mittel zur Verfü-
gung gestellt werden. Diese Leseart würde die Forderungen der Kommission im Bezug 
auf die Kapitalverkehrsfreiheit wohl erfüllen, weil dann jede Primärbank ihre Gelder über-
all im Gemeinschaftsgebiet dort anlegen darf, wo sie die höchsten Renditen, etc. erhält. 
Diese Interpretation führt aber zum verfassungswidrigen Ergebnis, dass eine bestimmte 
Art von Banken, nämlich solche, die an ein Zentralinstitut angeschlossen sind, zusätzlich 
zu den gesetzlich vorgesehenen, alle Banken treffenden, Verpflichtungen zur Haltung 
einer ausreichenden Liquidität Mittel bei dritten Banken anlegen müssten. Der Verfas-
sungsgerichtshof hat im Erkenntnis VfSlg 13.471/1993 die besondere Liquiditätsverpflich-
tung von sektoralen Banken damit gerechtfertigt, dass durch verbandsmäßig organisierte 
Solidaritäts-, Risikoausgleichs- und Rückversicherungsverbände der örtlichen Raiffeisen-
banken mit ihren regionalen Zentralinstituten die Haftung für allfällige Zahlungsprobleme 
der Mitglieder gesichert werden soll, wobei die Zentralinstitute nicht unerhebliche Leis-
tungen erbringen. Wenn nun keine Verpflichtung zum sektoral einheitlichen Liquiditäts-
ausgleich mehr vorliegt, besteht aber zwischen der einzelnen Primärbank und einer sons-
tigen (sektorfreien) Bank in Bezug auf die Liquiditätssicherung kein Unterschied mehr, 
der ein Sonderopfer der Primärbank im Sinne einer zusätzlichen Einlageverpflichtung bei 
einem frei gewählten Institut rechtfertigen würde. Festzuhalten ist im Sinne der Kommis-
sion, dass allein das Faktum der Zugehörigkeit zu einem Sektor die zusätzliche Li-
Reservenverpflichtung nicht rechtfertigt, weil – wie erwähnt -  keinerlei Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass die Insolvenz einzelner Primärbanken zwingend eine Kettenreaktion 
nach sich ziehen, und einen Ansturm auf die Spareinlagen anderer Primärbanken des 
Sektors verursachen würde. 

5)     Fazit: Die vorgeschlagene Fassung des § 25 Abs 13 BWG trägt den Bedenken 
der Kommission nicht in verfassungskonformer Auslegung Rechnung, weil Art 
58 EG der individuellen Bank das Recht zur Veranlagung der Mittel, die der Ge-
setzgeber zur Liquiditätssicherung für erforderlich hält, im gesamten Gemein-
schaftsgebiet gewährleistet. In einer gemeinschaftskonformen Auslegung ver-
letzt sie das verfassungsgesetzlich gewährleistete Gleichheitsrecht (und damit 
auch das Eigentums- und Erwerbsausübungsrecht), weil sie eine nicht gerecht-
fertigte Sonderbelastung für Sektorbanken anordnet.  

 

§ 28a Abs 3 und 4 BWG („Fit and Proper Test“) muss auf die Besonderheiten der 
genossenschaftlichen Rechtsform (Selbstverwaltung) Rücksicht nehmen: 

Der Regelungsvorschlag für einen „Fit und Proper Test“ § 28a Abs 3 und 4 BWG berück-
sichtigt die Besonderheit der Rechtsform Genossenschaft (Selbstverwaltung) nicht oder 
zu wenig. Die Mitglieder des Aufsichtsrates (ehrenamtlichen Vorstandes) werden aus dem 
Kreis der Mitglieder gewählt. Aufsichtsrat und Vorstand sind Kollegialorgane, der Vorsit-
zende Gleicher unter Gleichen. Anlassfälle sollen nicht dazu führen, bewährte Systeme 
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auszuhöhlen oder in Frage zu stellen. Seit Bestehen der Genossenschaftsbanken leisten 
ehrenamtliche Funktionäre (Aufsichtsräte wie Vorstände) für diese Unternehmen un-
schätzbare Arbeit.  

Fachliche Anforderungen an Aufsichtsräte und ehrenamtliche Vorstände sind so 
zu stellen, dass der Generalversammlung als oberstem Organ der Genossen-
schaft das Recht auf Selbstbestimmung und eine Wahlmöglichkeit unter mehre-
ren Kandidaten erhalten bleibt. 

 
Wir ersuchen Sie um Berücksichtigung unserer Argumente.  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Josef Stampfer (Obmann) 

Anhang: 

Klage, eingereicht am 20. Juni 2006 - Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
gegen Republik Österreich 

 (Rechtssache C-270/06) 
Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 
Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Prozessbevollmächtigte: H. Støvlbæk, 
Bevollmächtigter, B. Wägenbaur, Rechtsanwalt). 
Beklagte: Republik Österreich 
Anträge der Klägerin 
1. Gemäß Artikel 226 Absatz 1 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft hat die 
Republik Österreich aufgrund der Tatsache, dass bestimmte Kreditinstitute, die einem Zentralinsti-
tut angeschlossen sind, gezwungen sind, bei ihrem Zentralinstitut (und entsprechend den vom 
Zentralinstitut vorgegebenen Bedingungen) eine Liquiditätsreserve in Höhe eines bestimmten Pro-
zentsatzes ihrer Einlagen zu halten, und daran gehindert werden, ihre liquiden Mittel bei anderen 
europäischen Finanzinstituten anzulegen, gegen ihre Verpflichtungen nach Artikel 56 Absatz 1 EGV 
verstoßen. 
2. Der Beklagten werden die Kosten des Rechtsstreits auferlegt. 
Klagegründe und wesentliche Argumente 
Gemäβ Artikel 56, Absatz 1 EG sind alle nationalen Regelungen verboten, die den Kapitalverkehr 
unter den Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten beschränken. Dieses 
Verbot gehe über die Beseitigung einer Ungleichbehandlung der Finanzmarktteilnehmer aufgrund 
ihrer Staatsangehörigkeit hinaus und erfasse allgemein jede Beschränkung, welche die Ausübung 
dieser Grundfreiheit weniger attraktiv macht. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes stellen 
Maβnahmen eines Mitgliedstaates Beschränkungen des Kapitalverkehrs dar, wenn sie geeignet 
sind, die Gebietsansässigen davon abzuhalten, in einem anderen Mitgliedstaat Darlehen aufzuneh-
men oder Anlagen zu tätigen. 
Die Kommission ist der Ansicht, dass die Vorschrift des österreichischen Bundesgesetzes über das 
Bankwesen, die bestimmte Kreditinstitute, die einem Zentralinstitut angeschlossen sind, verpflich-
tet, einen bestimmten Anteil ihrer Liquiditätsreserve bei ihrem Zentralinstitut vorzuhalten, eine 
Beschränkung der Kapitalverkehrsfreiheit darstellt. Diese gesetzliche Verpflichtung hindere nämlich 
die Primärbanken daran, einen beträchtlichen Teil ihrer liquiden Mittel in Höhe dieser Zwangseinla-
ge bei anderen europäischen Kreditinstituten anzulegen und im Wege eines grenzüberschreitenden 
Transfers dieser liquiden Mittel in einem anderen Mitgliedstaat höhere Rendite zu erzielen, als die-
jenige, die ihnen vom Zentralinstitut gewährt wird.  
Die in Frage stehende Vorschrift des österreichischen Bundesgesetzes über das Bankwesen sei 
weder aufgrund der in Artikel 58 EG explizit genannten Gründe, noch aus Gründen des Verbrau-
cherschutzes oder aus anderen zwingenden Erfordernissen des Allgemeininteresses zu rechtferti-
gen.  
Nach Überzeugung der Kommission ist die in Rede stehende, gesetzlich vorgeschriebene 
Zwangseinlage beim Zentralinstitut zum Zwecke des Verbraucherschutzes nicht erforderlich. Ers-
tens bestünden in Österreich bereits gesetzliche Regelungen zur Liquiditätssicherung, die für alle 
Banken Anwendung finden, zweitens existierten mildere Mittel, um eine ausreichende Liquidität zu 
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erreichen, welche den freien Kapitalverkehr nicht oder weniger behindern. Die bestehende Rege-
lung wirke für den Verbraucherschutz sogar kontraproduktiv, da sie die Primärbanken daran hinde-
re, ihre Liquiditätsreserve im Interesse ihrer Kunden grenzüberschreitend und möglicherweise ren-
tabler anzulegen. Es bestünden weiterhin keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass die Insolvenz einzel-
ner Primärbanken zwingend eine Kettenreaktion nach sich ziehen und einen Ansturm auf die Spar-
einlagen anderer Primärbanken des Sektors verursachen würde. Dieses Katastrophenszenario sei 
schon deshalb nicht überzeugend, da vergleichbare Systeme in anderen Mitgliedstaaten ohne ge-
setzliche Zwangseinlage auskämen und seit vielen Jahrzehnten stabil funktionierten, ohne dass es 
dort zu serienmäβigen Bankzusammenbrüchen gekommen wäre. 
Da die vorliegende gesetzliche Verpflichtung der betroffenen Kreditinstitute ebenfalls weder zum 
Schutz der Lauterkeit und des guten Rufs des österreichischen Finanzsektors noch zur Verwirkli-
chung der wirksamen Aufsicht über Finanzinstitute erforderlich sei, stelle sie eine unverhältnismä-
βige Beschränkung des freien Kapitalverkehrs dar. 

 


